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BUNDESARBEITSGERICHT

7 AZR 12/06
14 Sa 1717/05
Landesarbeitsgericht
Hamm

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
23. August 2006

URTEIL
Schiege, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 23. August 2006 durch den Vizepräsidenten des Bundesarbeitsgerichts Dör- 

ner, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Gräfl, den Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Koch sowie die ehrenamtlichen Richter Bea und Dr. Gerschermann für Recht er­

kannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Hamm vom 30. November 2005 - 14 Sa 1717/05 - 
aufgehoben.
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Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung an 
das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, ob ihr Arbeitsverhältnis auf Grund Befristung am 1 

6. April 2005 geendet hat sowie über Ansprüche aus Annahmeverzug.

Die Parteien schlossen am 7. April 2003 einen zunächst auf ein Jahr befriste- 2 

ten Arbeitsvertrag und anschließend unter dem 6. Februar 2004 einen vom 7. April 

2004 für ein weiteres Jahr befristeten Arbe its vertrag.

Der unter dem 7. April 2003 abgeschlossene Arbeitsvertrag lautete auszugs- 3 

weise wie folgt:

„§ 1 Dauer des Arbeitsverhältnisses/Probezeit

Das Arbeitsverhältnis beginnt am 07.04.03 und ist befristet 
auf ein Jahr.
Die Probezeit beträgt ein halbes Jahr.
Vor Beginn des Arbeitsverhältnisses ist die fristgemäße 
Kündigung ausgeschlossen.
Es gelten im übrigen die gesetzlichen Kündigungsfristen.
Das Arbeitsverhältnis endet spätestens mit dem Ablauf des 
Monats, in dem der Arbeitnehmer das 65. Lebensjahr voll­
endet.
Jede Kündigung muß schriftlich erfolgen.

§ 3 Arbeitszeit
Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt 40 Stunden pro Wo­
che.

§ 4 Vergütung, Sonstige Leistungen 
1. Der Arbeitgeber zahlt an den Arbeitnehmer einen 

Stundenlohn in Höhe von 10,00 EUR.

§ 5 Arbeitsvergütung und Vergütungsfortzahlung im 
Krankheitsfall
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1. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, jede Arbeitsverhin­
derung infolge Krankheit oder aus anderen Gründen, 
dem Arbeitgeber unverzüglich, spätestens bis 8.30 
Uhr mitzuteilen. Eine ärztliche Bescheinigung ist in 
jedem Fall vorzulegen.

2. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als 3 Kalender­
tage, so hat der Arbeitnehmer eine ärztliche Be­
scheinigung über die bestehende Arbeitsunfähigkeit 
sowie deren voraussichtliche Dauer spätestens an 
dem darauffolgenden Arbeitstag vorzulegen. Der 
Arbeitgeber ist berechtigt, die Vorlage der ärztlichen 
Bescheinigung früher zu verlangen. Dauert die Ar­
beitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung an­
gegeben, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, eine neue 
ärztliche Bescheinigung vorzulegen.

§ 6 Urlaub
Die Dauer des Urlaubs beträgt 30 Werktage.
Der Urlaubsanspruch entsteht erstmals nach 6-monatigem 
Bestehen des Arbeitsverhältnisses.
Die Urlaubszeit wird von dem Arbeitgeber unter Berück­
sichtigung der betrieblichen Verhältnisse und der Wünsche 
des Arbeitnehmers festgelegt.

(t

Der weitere von den Parteien unter dem 6. Februar 2004 Unterzeichnete Ar- 4

beitsvertrag lautete auszugsweise wie folgt:

„§ 1 Dauer des Arbeitsverhältnisses/Probezeit
Das Arbeitsverhältnis beginnt am 07.04.04 und ist befristet auf
ein Jahr.
Es gelten im übrigen die gesetzlichen Kündigungsfristen.
Jede Kündigung muß schriftlich erfolgen.

§ 2 Arbeitszeit
Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt 8 Stunden pro Tag, 40 
Stunden pro Woche.

§ 4 Vergütung, Sonstige Leistungen

1. Der Arbeitgeber zahlt an den Arbeitnehmer einen Stun­
denlohn in Höhe von 10,50 EUR.

§ 5 Arbeitsvergütung und Vergütungsfortzahlung im Krank­
heitsfall

1. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, jede Arbeitsverhinde­
rung infolge Krankheit oder aus anderen Gründen, dem 
Arbeitgeber unverzüglich, spätestens bis 8.30 Uhr mit­
zuteilen. Eine ärztliche Bescheinigung ist in jedem Fall
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vorzulegen.

§ 6 Urlaub
Die Dauer des Urlaubs beträgt 30 Werktage.
Die Urlaubszeit wird von dem Arbeitgeber unter Berücksichti­
gung der betrieblichen Verhältnisse und der Wünsche des Ar­
beitnehmers festgelegt.

Mit der am 26. April 2005 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage hat der 5 

Kläger die Unwirksamkeit der im Vertrag vom 6. Februar 2004 vereinbarten Befristung 

im Hinblick auf die von 10,00 Euro auf 10,50 Euro erhöhte Stundenvergütung sowie 

Annahmeverzugslohnansprüche bis zum 31. Mai 2005 geltend gemacht und beantragt

1. festzustellen, dass das zwischen den Parteien bestehen­
de Arbeitsverhältnis nicht auf Grund Befristung zum 
7. April 2005 beendet worden ist,

2. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 3.172,60 Euro 
brutto nebst 5 % Zinsen über dem Basiszinssatz auf 
1.344,00 Euro seit dem 1. Mai 2005 sowie auf 
1.818,60 Euro seit dem 1. Juni 2005 abzüglich auf die 
Bundesagentur für Arbeit übergegangene 1.144,04 Euro 
zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. 6

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 7 

die hiergegen gerichtete Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der Revision ver­

folgt der Kläger seine Anträge weiter, während die Beklagte die Zurückweisung der 

Revision beantragt.

Entscheidungsgründe

Die Revision des Klägers ist begründet und führt zur Aufhebung des ange- 8 

fochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an das Berufungsge­

richt. Mit der vom Landesarbeitsgericht gegebenen Begründung kann die Klage nicht 

abgewiesen werden. Das Landesarbeitsgericht hat zu Unrecht angenommen, die im 

Arbeitsvertrag vom 6. Februar 2004 vereinbarte Befristung sei wirksam, weil die Ver­

einbarung von günstigeren Arbeitsbedingungen bei der einjährigen Verlängerung eines 

zunächst für ein Jahr nach § 14 Abs. 2 Satz 1 1. Halbs. TzBfG sachgrundlos befriste-
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ten Arbeitsvertrags den gesetzlichen Anforderungen des § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs.

TzBfG genüge und als Verlängerung iS dieser Bestimmung anzusehen sei. Allerdings 

führt dieser Rechtsfehler nicht zu einer für den Kläger abschließend günstigen Ent­

scheidung, sondern nur zur Zurückverweisung. Es bleibt vom Landesarbeitsgericht zu 

prüfen, ob die von den Parteien unter dem 6. Februar 2004 getroffene Vereinbarung 

aus anderen Gründen als eine Verlängerung des befristeten Arbeitsvertrags vom 

7. April 2003 anzusehen und die mit dem Antrag zu 1 erhobene Befristungskontrollkla- 

ge des Klägers deshalb abzuweisen ist. Das kann der Senat auf Grund fehlender tat­

richterlicher Feststellungen nicht selbst beurteilen. Da der mit dem Antrag zu 2 für die 

Zeit vom 7. April 2005 bis zum 31. Mai 2005 geltend gemachte Anspruch auf Verzugs­

lohn ua. von der Wirksamkeit der Verlängerung abhängt, ist der Rechtsstreit auch in­

soweit an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen.

I. Das Landesarbeitsgericht hat auf Grund der bisherigen Feststellungen zu Un- 9

recht angenommen, dass die in dem Arbeitsvertrag vom 6. Februar 2004 vereinbarte 

Befristung ohne Sachgrund wirksam sei, weil es sich trotz der Änderung des Vertrags­

inhalts um eine nach § 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG zulässige Verlängerung des befristeten 

Arbeitsvertrags vom 7. April 2003 gehandelt habe.

1. Nach § 14 Abs. 2 Satz 1 1. Halbs. TzBfG ist die kalendermäßige Befristung 10

eines Arbeitsvertrags ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes bis zur Dauer von zwei 

Jahren zulässig. Bis zu dieser Gesamtdauer ist nach § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs.

TzBfG auch die höchstens dreimalige Verlängerung eines befristeten Arbeitsvertrags 

zulässig. Das Tatbestandsmerkmal der Verlängerung iSd. § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs.

TzBfG eines nach § 14 Abs. 2 Satz 1 1. Halbs. TzBfG sachgrundlos befristeten Ar­

beitsvertrags setzt voraus, dass die Vereinbarung über das Hinausschieben des Been­

digungszeitpunkts noch vor Abschluss der Laufzeit des bisherigen Vertrags in schriftli­

cher Form vereinbart wird und der Vertragsinhalt ansonsten unverändert bleibt. Aller­

dings können die Parteien anlässlich der Verlängerung Anpassungen des Vertrags­

textes an die zum Zeitpunkt der Verlängerung geltende Rechtslage vornehmen. Ande­

renfalls liegt auch bei der Vereinbarung von für den Arbeitnehmer gegenüber dem bis­

herigen Vertrag verbesserten Arbeitsbedingungen keine Verlängerung vor, sondern ein 

Neuabschluss eines befristeten Arbe its Vertrags nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG, der 

nach § 14 Abs. 1 Satz 1 TzBfG nur mit Sachgrund zulässig ist.
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a) Eine Verlängerung iSd. § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG setzt nach der 11 

Rechtsprechung des Senats voraus, dass sie noch während der Laufzeit des zu ver­

längernden Vertrags schriftlich vereinbart und nur die Vertragsdauer geändert wird,

nicht aber die übrigen Arbeitsbedingungen (vgl. 18. Januar 2006 - 7 AZR 178/05 - AP 

TzBfG § 14 Nr. 22 = EzA TzBfG § 14 Nr. 26, zu I 1 a der Gründe; 19. Oktober 2005

- 7 AZR 31/05 - AP TzBfG § 14 Nr. 19 = EzA TzBfG § 14 Nr. 23, zu 2 a der Gründe;

25. Mai 2005 - 7 AZR 286/04 - EzA TzBfG § 14 Nr. 19, zu I I2 a der Gründe; vgl. zu § 1 

Abs. 1 BeschFG 1996: 19. Februar 2003 - 7 AZR 648/01 -, zu I 1 der Gründe; 26. Juli 

2000 - 7 AZR 51/99 - BAGE 95, 255 = AP BeschFG 1996 § 1 Nr. 4 = EzA BeschFG 

1985 § 1 Nr. 19, zu III 1 der Gründe). Andernfalls liegt der Neuabschluss eines befris­

teten Arbeitsvertrags vor, der nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG ohne Sachgrund unzu­

lässig ist, da zwischen den Parteien bereits ein Arbeitsverhältnis bestanden hat. Hin­

gegen ist die einvernehmliche Änderung der Arbeitsbedingungen während der Laufzeit 

eines sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrags nach ständiger Rechtsprechung des 

Senats befristungsrechtlich nicht von Bedeutung. Eine derartige Vereinbarung unter­

liegt nicht der Befristungskontrolle. Sie enthält keine erneute, die bereits bestehende 

Befristungsabrede ablösende Befristung, die ihrerseits auf ihre Wirksamkeit überprüft 

werden könnte (vgl. etwa 18. Januar 2006 - 7 AZR 178/05 - aaO, zu I 1 c cc [1] der 

Gründe; 19. Oktober 2005 - 7 AZR 31/05 - aaO, zu 2 b der Gründe; 25. Mai 2005

- 7 AZR 286/04 - aaO, zu I der Gründe; 19. Februar 2003 - 7 AZR 2/02 -, zu III der 

Gründe; 19. Februar 2003 - 7 AZR 648/01 -, zu 12 b der Gründe). Einer Verlängerung 

iSd. § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG steht nicht entgegen, dass bereits zuvor er­

folgte Änderungen der Vertragsbedingungen in den Text der Verlängerungsvereinba­

rung aufgenommen werden. Diese können etwa auf der Änderung einer für das Ar­

beitsverhältnis anzuwendenden Kollektivvereinbarung (vgl. BAG 24. Januar 2001

- 7 AZR 567/99 -, zu 3 a der Gründe) oder zwischenzeitlich getroffenen Abreden über 

die für das Vertragsverhältnis geltenden Arbeitsbedingungen beruhen. In beiden Fällen 

wird nur der zum Zeitpunkt der Verlängerung geltende Vertragsinhalt in der Urkunde 

dokumentiert.

b) Die auf die Auslegung des Tatbestandsmerkmals der Verlängerung in § 1 12

Abs. 1 Satz 2 BeschFG 1996 zurückgehende Rechtsprechung des Senats beruht auf

der Auslegung des Gesetzes unter Berücksichtigung seiner grammatikalischen Fas­

sung, der Systematik der Befristungsregeln für die Zulässigkeit der sachgrundlosen 

Befristung und dem Sinn und Zweck, den der Gesetzgeber mit den befristete Arbeits­

verträge erleichternden Bestimmungen verfolgt. Der Senat hat gemeint, das Erforder-
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nis der unveränderten Beibehaltung der bisherigen Arbeitsvertragsbedingungen bei der 

Verlängerung eines sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrags folge bereits aus dem 

Wortlaut des § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG. Die Systematik des Gesetzes stütze 

diese Auslegung. § 14 Abs. 2 TzBfG erfordere ebenso wie § 1 Abs. 1 und 3 BeschFG 

1996 eine konkrete Abgrenzung zwischen einer nach § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs.

TzBfG zulässigen Verlängerung und einer nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG verbotenen 

Anschlussbefristung. Das verlange aus Gründen der Rechtssicherheit und der Rechts­

klarheit die Beschränkung der sachgrundlosen Befristung auf die Fälle einer bloßen 

Verlängerung der Vertragslaufzeit unter Beibehaltung der sonstigen Vertragsinhalte.

Dieses Auslegungsergebnis entspreche auch dem Gesetzeszweck. Der Gesetzgeber 

des TzBfG habe ebenso wie beim Arbeitsrechtlichen Beschäftigungsförderungsgesetz 

an dem Dauerarbeitsverhältnis als Normalarbeitsverhältnis festgehalten (BT-Drucks.

14/4374 S. 12; 13/4612 S. 8 f.). Das TzBfG habe die im BeschFG 1996 zur Verbesse­

rung der Einstellungschancen von Arbeitnehmern geschaffenen erleichterten Befris­

tungsmöglichkeiten übernommen. Diese habe die Arbeitgeber veranlassen sollen, an­

stelle von Überstunden und Sonderschichten befristete Einstellungen vorzunehmen 

ohne Gefahr zu laufen, bei Fehlen eines Sachgrunds zur Rechtfertigung der Befristung 

einen Arbeitnehmer dauerhaft beschäftigen zu müssen.

c) Die Auslegung des Merkmals der Verlängerung durch den Senat ist in der 13 

arbeitsrechtlichen Literatur neben Zustimmung (Boewer TzBfG § 14 Rn. 246; 

ErfK/Müller-Glöge 6. Aufl. § 14 TzBfG Rn. 111; KDZ/Däubler KSchR 6. Aufl. § 14 

TzBfG Rn. 164; Rolfs TzBfG § 14 Rn. 98; Kliemt NZA 2001, 296, 299; Lakies Befristete 

Arbeitsverträge Rn. 200; zu § 1 BeschFG 1996 Fiebig NZA 1999, 1086, 1087; Wisskir- 

chen DB 1998, 722, 724) auch auf Ablehnung gestoßen. So wird von den Kritikern ua. 

eingewandt, in das Tatbestandsmerkmal der Verlängerung nach § 14 Abs. 2 Satz 1 

2. Halbs. TzBfG werde zweckwidrig der Ausdruck „unveränderte Arbeitsbedingungen“ 

hineininterpretiert. Es sei nicht einsichtig, dass auch die Verbesserung der Arbeitsbe­

dingungen im Verlängerungsvertrag zur Unzulässigkeit der Verlängerung führe, obwohl 

Änderungsvereinbarungen vor und nach der Verlängerung möglich seien (so aus­

drücklich Preis NZA 2005, 714, 716; ebenso Maschmann in Annuß/Thüsing Teilzeit- 

und Befristungsgesetz §14 Rn. 65; APS/Backhaus 2. Aufl. §14 TzBfG Rn. 372 ff.; 

Meinel/Heyn/Herms TzBfG 2. Aufl. § 14 Rn. 87; MünchArbRAA/ank Ergänzungsbd.

2. Aufl. § 116 Rn. 185; Sievers TzBfG § 14 Rn. 219; Bauer BB 2001, 2473, 2475; diffe­

renzierend KR-Lipke 7. Aufl. § 14 TzBfG Rn. 290, der eine Verlängerung nur bei der 

Vereinbarung eindeutig günstigerer Arbeitsbedingungen für zulässig hält). Die Recht-
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sprechung führe zu dem unerwünschten Ergebnis, dass den Arbeitnehmern aus An­

lass der Vertragsverlängerung Lohnerhöhungen und andere Verbesserungen nicht 

gewährt werden könnten (APS/Backhaus § 14 TzBfG Rn. 374). Daneben widerspreche 

die vom Senat vorgenommene Auslegung Wortlaut und Systematik der Richtlinie 

1999/70/EG des Rates zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung (Rahmenver­

einbarung) über befristete Arbeitsverträge vom 28. Juni 1999 (ABI. EG 1999 L 175 

S. 43), die das Wort Verlängerung als Synonym für jeden auf einen anderen folgenden 

befristeten Vertrag verwende (APS/Backhaus § 14 TzBfG Rn. 375 f.).

d) Der Senat hält an seiner an Gesetzeswortlaut, Systematik sowie Sinn und 14 

Zweck von § 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG orientierten Auslegung auch angesichts der kriti­

schen Stellungnahmen des Schrifttums fest. Zusätzlich weist er darauf hin, dass die 

Entstehungsgeschichte des TzBfG für ein Beibehalten seiner Gesetzesauslegung 

spricht und Gemeinschaftsrecht dem nicht entgegensteht. Schließlich sieht sich der 

Senat noch einmal veranlasst, auf die mit seiner Rechtsprechung verbundene Rechts­

sicherheit und Rechtsklarheit hinzuweisen.

aa) Die Senatsrechtsprechung beruht zunächst auf dem Wortlaut der Vorschrift, 15

die ausschließlich die Verlängerung des Arbeitsvertrags zulässt und zu weiteren Maß­

nahmen schweigt. Von dem Begriff der Verlängerung wird somit nur das Hinausschie­

ben des vereinbarten Vertragsablaufs erfasst. Der Einwand, der Senat habe „zweck­

widrig das Wort unveränderte in § 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG hineininterpretiert“ (Preis 

NZA 2005, 714, 716), ist unberechtigt. Nicht der Senat, sondern die Befürworter einer 

anderen Auslegung erweitern § 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG um ein Tatbestandsmerkmal, 

das deren abweichende Sichtweise überhaupt erst ermöglicht. Nach dem Gesetzes­

wortlaut wird nicht die „Verlängerung auch unter Änderung anderer Vertragsbedingun­

gen“ für zulässig erklärt, sondern nur das Hinausschieben des Beendigungszeitpunkts.

bb) Für die vom Senat vertretene Auslegung des Merkmals der Verlängerung in 16

§ 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG spricht die Gesetzgebungsgeschichte des TzBfG.

Der Gesetzgeber hat die vom Senat bereits zu § 1 Abs. 1 Satz 2 BeschFG zur 17 

Auslegung des Merkmals der Verlängerung vertretene Auffassung bei der Kodifikation 

des TzBfG zugrunde gelegt und gebilligt. Er hat die im arbeitsrechtlichen Schrifttum 

während des Gesetzgebungsverfahrens zur Änderung des § 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG 

vorgebrachten Änderungsvorschläge (vgl. Sowka DB 2000, 1916, 1918; Schiefer DB 

2000, 2118, 2122) nicht aufgegriffen, sondern die bereits im Referentenentwurf ent-
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halte Fassung unverändert beibehalten. Danach sollte die Verlängerung eines Arbeits­

vertrags ohne sachlichen Grund bis zur Dauer von 2 Jahren „wie bisher“ möglich sein 

(BT-Drucks. 14/4374 S. 13). Insoweit gilt nichts anderes als in dem Fall, in dem der 

Gesetzgeber die Verabschiedung des TzBfG nicht zum Anlass genommen hat, die 

Senatsrechtsprechung zum Verlängerungszeitpunkt durch eine abweichende Fassung 

zu korrigieren (nicht widerspruchsfrei daher APS/Backhaus § 14 TzBfG Rn. 371 zum 

Verlängerungszeitpunkt und Rn. 374 ff. zu Vertragsänderungen).

cc) Für diese Auslegung spricht auch die Gesetzessystematik. 18

Die durch § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG geschaffene Möglichkeit zur 19 

Verlängerung eines sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrags stellt einen Ausnahmetat­

bestand dar, der es gebietet, die Voraussetzungen, unter denen eine Verlängerung 

zulässig ist, auf die Verschiebung des Beendigungszeitpunkts zu begrenzen. Nach 

dem Willen des Gesetzgebers ist nicht der befristete, sondern der unbefristete Arbeits­

vertrag der sozialpolitisch erwünschte Normalfall (BT-Drucks. 14/4374 S. 12). Demge­

genüber stellt bereits § 14 Abs. 1 TzBfG einen Ausnahmetatbestand dar. Der Ab­

schluss eines befristeten Arbeitsvertrags ist zwar zulässig, aber grundsätzlich nur mit 

Sachgrund möglich. Mit der durch § 14 Abs. 2 TzBfG eröffneten sachgrundlosen Be­

fristung hat der Gesetzgeber einen durch arbeitsmarktpolitische Gründe motivierten 

und über § 14 Abs. 1 TzBfG hinausgehenden weiteren Ausnahmetatbestand gegen­

über dem Normalfall eines unbefristeten Arbeitsverhältnisses geschaffen. War der Ar­

beitnehmer bei dem Arbeitgeber bisher noch nicht beschäftigt, ist der Abschluss eines 

befristeten Arbeitsvertrags bis zu einem Zeitraum von 2 Jahren zulässig. Die Möglich­

keit zur sachgrundlosen Befristung soll Unternehmern durch Neueinstellungen eine 

flexible Reaktion auf eine unsichere und schwankende Auftragslage und wechselnde 

Marktbedingungen durch Neueinstellungen ermöglichen und damit ihre Wettbewerbs­

fähigkeit sichern. Der Gesetzgeber hat die im Rahmen einer sachgrundlosen Befris­

tung vorgenommenen Neueinstellungen als eine beschäftigungspolitisch sinnvolle Al­

ternative zur Überstundenarbeit und zum sog. Outsourcing angesehen, die für viele 

Arbeitnehmer eine Alternative zur Arbeitslosigkeit und zugleich eine Brücke zur Dauer­

beschäftigung bildet (BT-Drucks. 14/4374 S. 13 f.). Mit der Möglichkeit zur Verlänge­

rung eines nach § 14 Abs. 2 TzBfG sachgrundlos befristeten Arbe its Vertrags entfernt 

sich der Gesetzgeber somit ein weiteres Mal von dem von ihm angesehenen Normal­

tatbestand. Dem Arbeitgeber wird die Möglichkeit eröffnet, nicht nur den nach § 14 

Abs. 2 Satz 1 1. Halbs. TzBfG befristet eingestellten Arbeitnehmer nach Vertragsende
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nicht in ein Dauerarbeitsverhältnis zu übernehmen, sondern mit ihm drei weitere Be­

fristungen zu vereinbaren, ohne dass hierfür ein Sachgrund vorliegen muss. Mit der 

Möglichkeit zur Verlängerung einer sachgrundlosen Befristung aus arbeitsmarktpoliti­

schen Gründen hat der Gesetzgeber einen einfach zu handhabenden Ausnahmetatbe­

stand geschaffen, der den Parteien eine Veränderung des zuvor vereinbarten Beendi­

gungszeitpunkts ermöglicht und bei dem ein Streit über die sachliche Rechtfertigung 

der Verlängerung nicht entstehen kann. Mit diesem gesetzgeberischen Anliegen wäre 

es nicht zu vereinbaren, wenn die Verlängerung mit einer Vertragsänderung verbunden 

werden könnte, die ihrerseits zu einer Auseinandersetzung zwischen den Parteien füh­

ren könnte.

dd) Für die vom Senat vertretene Auffassung spricht zudem der Normzweck von 20

§ 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG.

(1) Der Arbeitnehmer soll bei der Entscheidung über die Verlängerung des nach 21

§ 14 Abs. 2 Satz 1 1. Halbs. TzBfG befristeten Arbeitsverhältnisses davor geschützt 

werden, dass der Arbeitgeber dessen Fortsetzung davon abhängig macht, dass der 

Arbeitnehmer geänderte Arbeitsbedingungen akzeptiert oder dass er durch das Ange­

bot anderer Arbeitsbedingungen zum Abschluss eines weiteren sachgrundlos befriste­

ten Arbeitsvertrags veranlasst wird (BAG 18. Januar 2006 - 7 AZR 178/05 - AP TzBfG 

§ 14 Nr. 22 = EzA TzBfG § 14 Nr. 26, zu I 1 c cc [2] der Gründe). Die Vorschrift dient 

nicht nur einem Flexibilisierungsinteresse des Arbeitgebers, sondern schützt die Ent­

schlussfreiheit des Arbeitnehmers gegenüber der angebotenen Verlängerung seines 

sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrags. Der für den Arbeitnehmer bestehende Ent­

scheidungsfreiraum wird in Frage gestellt, wenn der Arbeitgeber die Vertragsfortset­

zung mit einem privatautonom gestalteten Angebot zur Vertragsänderung verbindet.

Dies gilt selbst dann, wenn die angebotenen Arbeitsvertragsbedingungen für 22 

den Arbeitnehmer gegenüber dem bisherigen Vertragsinhalt günstiger sind. Das Ge­

setz enthält weder im Normtext einen Hinweis auf für den Arbeitnehmer günstige Ver­

änderungen des Arbeitsvertrags noch besteht eine allgemeine Auslegungsregel, wo­

nach die für den Arbeitnehmer günstigen Maßnahmen stets statthaft sind. Auch das in 

§ 4 Abs. 3 TVG normierte Günstigkeitsprinzip ist kein im Rahmen der teleologischen 

Gesetzesauslegung berücksichtigungsfähiges Beurteilungskriterium. Es ist ein im Ar­

beitsrecht anerkannter allgemeiner Grundsatz zur Auflösung einer gesetzlich nicht ge­

regelten Konkurrenz von Rechtsquellen. Eine solche tritt bei der Verlängerung eines
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nach § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrags nicht 

auf.

(2) Der vom Gesetzgeber geschützte Entscheidungsfreiraum des Arbeitnehmers 23

erfordert daher, eine gleichzeitig mit der Veränderung des Beendigungszeitpunkts vor­

genommene Vertragsänderung auf Grund eines privatautonom ausgestalteten Ange­

bots des Arbeitsgebers nicht als Verlängerung iSd. § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG 

anzusehen. Dieses Auslegungsergebnis führt auch nicht dazu, dass der Arbeitnehmer

auf die im Zusammenhang mit der Verlängerung angebotenen Leistungen des Arbeit­

gebers dauerhaft verzichten muss. Der Arbeitgeber ist an der Vereinbarung und Ge­

währung günstigerer Arbeitsbedingungen nicht gehindert, sofern sie nicht mit der Ent­

scheidung der Parteien, den Arbeitsvertrag zu verlängern, im Zusammenhang stehen.

(3) Im Übrigen können die Vertreter der Gegenauffassung methodisch nicht be- 24

gründen, warum eine Verlängerung nur bei einer für den Arbeitnehmer günstigen Ver­

änderung seiner Arbeitsbedingungen vorliegen soll. Vielmehr müsste die Gegenauffas­

sung konsequent alle Vertragsänderungen, dh. auch solche, die für den Arbeitnehmer

nicht nur günstiger sind, im Zusammenhang mit der Veränderung des Zeitpunkts der 

Vertragsbeendigung zulassen. Daneben gehen die Befürworter eines übergesetzlichen 

Günstigkeitsvergleichs ohne weiteres von einem Vergleich zwischen den Bedingungen 

des bisherigen befristeten Arbeitsvertrags und den Bedingungen des folgenden befris­

teten Arbe its Vertrags aus, ohne zu erwägen, ob nicht ein übergesetzlicher Günstig­

keitsvergleich zwischen den Bedingungen eines verlängerten befristeten Arbeitsver­

trags einerseits und den Bedingungen des wünschenswerten Arbeitsvertrags auf Dau­

er andererseits vorzunehmen wäre.

ee) Für die vom Senat vorgenommene Auslegung des Begriffs der Verlängerung 25 

spricht letztlich die damit verbundene Rechtssicherheit bei der Anwendung der Vor­

schrift des § 14 Abs. 2 TzBfG. Läge eine Verlängerung auch vor, wenn beim Hinaus­

schieben des Beendigungstermins gleichzeitig der Vertragsinhalt geändert werden 

könnte, wäre eine für die Praxis rechtssicher zu handhabende Abgrenzung zwischen 

einer unter den Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG zulässigen 

Verlängerung und dem nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG unzulässigen Neuabschluss 

eines Arbeitsvertrags nicht möglich. Es fehlt an einer gesetzlichen Ausgestaltung der 

Kriterien, welche Vertragsänderung den bestehenden Arbeitsvertrag unberührt lässt 

und welche Veränderung als Neuabschluss eines befristeten Arbeitsvertrags nach § 14

12 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  12 - 7 AZR 12/06

Abs. 2 Satz 2 TzBfG anzusehen wäre. Auch die Kritiker der Senatsrechtsprechung 

haben bisher nicht dargestellt, nach welchen Kriterien eine zugleich methodisch ver­

tretbare und rechtssichere Unterscheidung von Verlängerung und Neuabschluss eines 

befristeten Arbeitsvertrags möglich sein soll.

ff) Eine Korrektur der Rechtsprechung des Senats ist schließlich nicht im Hinblick 26 

auf die Vorgaben der Richtlinie 1999/70/EG geboten. Die im nationalen Recht und im 

Gemeinschaftsrecht verwandten Begrifflichkeiten müssen in ihrer Bedeutung nicht 

übereinstimmen. Der nationale Gesetzgeber ist nicht gehindert, strengere Anforderun­

gen als das Gemeinschaftsrecht an die Verlängerung eines sachgrundlos befristeten 

Arbeitsvertrags zu stellen (KR-Lipke § 14 TzBfG Rn. 289).

e) Allerdings ist eine Änderung der Vertragsbedingungen bei der Verlängerung TI

des Arbeitsvertrags nach § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG zulässig, wenn die Neu­

fassung des Vertrags Arbeitsbedingungen zum Inhalt hat, die von den Parteien verein­

bart worden wären, wenn der Arbeitnehmer in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis 

stünde. Dies folgt aus dem in § 4 Abs. 2 Satz 1 TzBfG erstmals ausdrücklich kodifi­

zierten Diskriminierungsverbot für befristet beschäftigte Arbeitnehmer, das eine sach­

lich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung des befristet beschäftigten Arbeitneh­

mers mit einem unbefristet beschäftigten Arbeitnehmer untersagt.

aa) Nach § 4 Abs. 2 Satz 1 TzBfG darf ein befristet beschäftigter Arbeitnehmer 28

wegen der Befristung des Arbeitsvertrags nicht schlechter behandelt werden, als ein 

vergleichbarer unbefristet beschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche 

Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. Die Vorschrift dient der Um­

setzung von §4 Nr. 1 der in die Richtlinie 1999/70/EG inkorporierten EGB-UNICE- 

CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbe its Verträge. Zugleich konkretisiert das 

Diskriminierungsverbot in § 4 Abs. 2 Satz 1 TzBfG für den Bereich der befristet be­

schäftigten Arbeitnehmer den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Das 

Gebot der Gleichbehandlung von befristet und unbefristet beschäftigten Arbeitnehmern 

gilt sowohl für einseitige Maßnahmen des Arbeitgebers als auch für vertragliche Ver­

einbarungen (zu § 4 Abs. 1 TzBfG: BAG 16. Januar 2003 - 6 AZR 222/01 - BAGE 104,

250 = AP TzBfG § 4 Nr. 3, zu II 2 der Gründe). Der Arbeitgeber darf einen befristet 

beschäftigten Arbeitnehmer bei der Gestaltung der Arbeitsvertragsbestimmungen nicht 

ohne sachlichen Grund gegenüber einem vergleichbaren unbefristet beschäftigten Ar­

beitnehmer benachteiligen. Aus § 4 Abs. 2 Satz 1 TzBfG folgt aber nicht nur ein an den
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Arbeitgeber gerichtetes Verbot zu einer nicht gerechtfertigten Ungleichbehandlung des 

befristet beschäftigten Arbeitnehmers. Die Vorschrift verlangt vom Arbeitgeber zugleich 

die diskriminierungsfreie Ausgestaltung des Arbe its Vertrags mit dem befristet Beschäf­

tigten.

bb) Der sich aus § 4 Abs. 2 Satz 1 TzBfG für den Arbeitgeber ergebenden Pflicht 29 

ist bei der Anwendung von Vorschriften Rechnung zu tragen, die aus Rechtsgründen 

zu einer Einschränkung der Vertragsgestaltung zwischen dem Arbeitgeber und einem 

befristet beschäftigten Arbeitnehmer führen. Zu diesen zählt auch § 14 Abs. 2 Satz 1 

TzBfG. Die Auslegung des Merkmals der Verlängerung darf den Arbeitgeber nicht an 

Vertragsänderungen hindern, die bei Bestehen eines unbefristeten Arbeitsverhältnis­

ses zwischen den Arbeitsvertragsparteien vereinbart worden wären. Ansonsten würde 

der befristet beschäftigte Arbeitnehmer wegen der Befristung benachteiligt. Die Ausle­

gung des Merkmals der Verlängerung in § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG bedarf 

daher im Hinblick auf § 4 Abs. 2 Satz 1 TzBfG insoweit einer Ergänzung. Allerdings 

führt das Diskriminierungsverbot von befristet beschäftigten Arbeitnehmern nicht zur 

Zulässigkeit jeder anlässlich einer Verlängerung vorgenommenen Vertragsänderung.

Der Annahme einer Verlängerung stehen nur die mit der Änderung des Beendigungs­

zeitpunkts zugleich vorgenommenen Vertragsänderungen nicht entgegen, die auch bei 

Bestehen eines unbefristeten Arbeitsverhältnisses zwischen den Arbeitsvertragspartei­

en vereinbart worden wären. Dabei wird es sich regelmäßig um solche Arbeitsbedin­

gungen handeln, auf die der befristet beschäftigte Arbeitnehmer wie auch andere Ar­

beitnehmer des Betriebs gleichermaßen einen Anspruch haben und die zur Dokumen­

tation des Vertragsinhalts schriftlich niedergelegt werden.

f) Entgegen der Auffassung der Revision setzt die Verlängerung eines nach § 14 30

Abs. 2 Satz 1 TzBfG sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrags eine für den Arbeitneh­

mer erkennbare Verknüpfung zu dem vorausgehenden befristeten Arbeitsvertrag nicht 

voraus. Die Verlängerung ist auch keine Vertragsbedingung iSd. §§ 305 ff. BGB. Die 

Auslegungsregel des § 305c Abs. 2 BGB findet insoweit keine Anwendung.

2. Danach hat das Landesarbeitsgericht auf Grund der bisherigen Feststellungen 31

zu Unrecht angenommen, dass es sich bei dem Vertrag vom 6. Februar 2004 um eine 

Verlängerung des unter dem 7. April 2003 geschlossenen befristeten Arbeitsvertrags 

handelt.
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Das Landesarbeitsgericht ist zunächst im Ergebnis zu Recht davon ausge- ^  

gangen, dass in dem von den Parteien unter dem 6. Februar 2004 Unterzeichneten 

Arbeitsvertrag lediglich die Vereinbarung eines um 0,50 Euro erhöhten Bruttostunden­

lohns einer Verlängerung iSd. § 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG entgegenstehen könnte. Die 

im Übrigen gegenüber der Vereinbarung vom 7. April 2003 abweichenden Formulie­

rungen stellen keine Vertragsänderungen dar. Sie beruhen entweder auf gegen­

standslos gewordenen Vertragsinhalten, wie die vereinbarte Probezeit, der Ausschluss 

der Kündigung vor Dienstantritt (§ 1) sowie der Hinweis auf das erstmalige Entstehen 

des Urlaubsanspruchs (§ 6), der Ausübung eines nach dem Vertrag vom 7. April 2003 

bestehenden Direktionsrechts hinsichtlich der Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit 

(§ 2 bzw. § 3) und der Nichtberücksichtigung von überflüssigen Vertragsbestandteilen 

(§ 1 - Altersgrenze bzw. § 5 Nr. 2). Auch die Revision geht nur davon aus, dass der 

Vertragsinhalt lediglich hinsichtlich der Vergütungshöhe geändert worden ist. Das Lan­

desarbeitsgericht hat im Folgenden den Begriff der Verlängerung iSd. § 14 Abs. 2 Satz 

1 2. Halbs. TzBfG jedoch verkannt, indem es angenommen hat, die mit der Verschie­

bung des Beendigungszeitpunkts vereinbarten Vertragsänderungen im Interesse des 

Arbeitnehmers führten nicht zu einem Abschluss eines neuen Vertrags.

3. Das Urteil des Landesarbeitsgerichts ist danach aufzuheben und der Rechts- 33

streit an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, § 563 Abs. 1 ZPO. Der Senat kann 

über den Anspruch des Klägers nicht abschließend entscheiden, weil die Vorausset­

zungen des § 563 Abs. 3 ZPO nicht gegeben sind. Die Feststellungen des Landesar­

beitsgerichts ermöglichen keine Beurteilung, ob die Vereinbarung vom 6. Februar 2004 

als Verlängerung iSd. § 14 Abs. 2 Satz 1 2. Halbs. TzBfG oder als Neuabschluss eines 

befristeten Arbeitsvertrags nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG anzusehen ist. Zwar sind die 

sonstigen Voraussetzungen für eine Verlängerung nach §14 Abs. 2 Satz 1, §14 

Abs. 4 TzBfG erfüllt. Die Befristungsabrede ist vor dem Ablauf des Vertrags vom 

7. April 2003 und unter Wahrung des gesetzlichen Schriftformerfordernisses getroffen 

worden. Der Erfolg der Befristungskontrollklage hängt danach davon ab, ob die Partei­

en zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung am 6. Februar 2004 eine Vereinbarung 

über die Erhöhung der Vergütung bereits getroffen hatten oder ob die Beklagte mit 

dem Kläger, stünde er in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis, für die Zeit ab dem 

7. April 2004 eine Lohnerhöhung um 0,50 Euro/Stunde vereinbart hätte. Die Beklagte 

hat in den Vorinstanzen insoweit vorgetragen, dass sie im zeitlichen Zusammenhang 

zum Abschluss des Vertrags vom 6. Februar 2004 allen Mitarbeitern den Lohn ange-
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messen und maßvoll erhöht habe. Zum 1. Februar 2004 hätten insgesamt 12 Mitar­

beiter der Beklagten einen zwischen 0,19 Euro und 0,50 Euro höheren Stundensatz 

erhalten. Danach könnte die Beklagte dem Kläger bereits vor der Unterzeichnung des 

Vertrags vom 6. Februar 2004 eine entsprechende Lohnerhöhung zugesagt haben, die 

nur schriftlich niedergelegt worden wäre. Ist dies nicht der Fall, könnte die Lohnerhö­

hung eine Vertragsbedingung betreffen, die der Kläger gleichermaßen wie die bei der 

Beklagten in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis beschäftigten Arbeitnehmer bean­

spruchen konnte und die daher der Annahme einer Verlängerung nicht entgegenstün­

de. Diesem Vortrag der Beklagten ist das Landesarbeitsgericht von seinem Standpunkt 

aus folgerichtig nicht nachgegangen, was es im Rahmen der erneuten Verhandlung 

unter Berücksichtigung des zu erwartenden Parteivorbringens nachholen wird. Von der 

erneuten Entscheidung des Berufungsgerichts über die Befristungskontrollklage hängt 

zugleich als Vorfrage ab, ob der mit dem Antrag zu 2 verfolgte Anspruch aus Annah­

meverzug begründet ist.
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